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B8 0000/2018

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Erfahrung von Gegenreaktionen gegen 
die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in der EU
(2018/2684(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Anfrage an die Kommission zur Erfahrung von Gegenreaktionen 
in Bezug auf die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter in der EU (O-
0000/2018 – B8-0000/2018),

– unter Hinweis auf den Entschließungsantrag des Ausschusses für die Rechte der Frau 
und die Gleichstellung der Geschlechter,

– gestützt auf Artikel 128 Absatz 5 und Artikel 123 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass es sich bei den Gegenreaktionen um Widerstand gegen den 
fortschreitenden sozialen Wandel, Rückschritte bei den erworbenen Rechten oder das
Bestreben handeln kann, die Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern 
aufrechtzuerhalten; in der Erwägung, dass dieser Widerstand sowohl formaler als auch 
informeller Natur sein kann und passive oder aktive Strategien umfassen kann, um 
weiteren Fortschritten entgegenzuwirken;

B. in der Erwägung, dass alle Mitgliedstaaten völkerrechtliche Verpflichtungen zur 
Achtung, zur Gewährleistung, zum Schutz und zur Durchsetzung der Grundrechte und 
der Rechte der Frauen eingegangen sind;

C. in der Erwägung, dass der Gleichstellungsindex anhaltende Ungleichheiten mit nur 
geringfügigen Fortschritten zwischen 2005 und 2015 verzeichnet; in der Erwägung, 
dass es in allen Mitgliedstaaten noch erheblicher Verbesserungen bedarf, um 
Gesellschaften zu schaffen, in denen die Geschlechter gleichgestellt sind und Frauen 
und Männer sich in allen Lebens- und Arbeitsbereichen gleichermaßen wohl fühlen 
können;

D. in der Erwägung, dass in diesem Jahrzehnt auf allen Kontinenten, auch in der EU, eine 
spürbare Verschlechterung der Situation in Bezug auf die Gleichstellung der 
Geschlechter und die Rechte der Frauen zu beobachten ist;

E. in der Erwägung, dass sich die Gegenreaktionen länderübergreifend in ihrer Motivation 
zu gleichen scheinen und die Kernbereiche des institutionellen und politischen Rahmens 
für die Gleichstellung der Geschlechter umfassen, wie z. B. Gender Mainstreaming, 
Sozial- und Arbeitnehmerschutz, Bildung, sexuelle und reproduktive Gesundheit und 
Rechte, Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen sowie Raum zum 
Arbeiten für Frauenorganisationen;

F. in der Erwägung, dass Frauenorganisationen in den letzten zehn Jahren bei der 
Weiterentwicklung und Umsetzung der Frauenrechte als Katalysatoren und Vorreiter 
bei den Entwicklungen in den Bereichen Rechtsetzung und Politik fungiert haben, aber 
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mit erheblichen Herausforderungen beim Zugang zu Finanzmitteln konfrontiert sind;

G. in der Erwägung, dass es in der ersten Jahreshälfte 2018 in mehreren Ländern der 
Europäischen Union Gegenreaktionen gegen das Übereinkommen des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
(Übereinkommen von Istanbul) gegeben hat;

H. in der Erwägung, dass der Europarat 2017 davor gewarnt hat, dass die sexuellen und 
reproduktiven Rechte von Frauen gefährdet sind, da mehrere Mitglieder beabsichtigten, 
die Rechtsvorschriften über den Zugang zu Abtreibung und Verhütung zu beschränken; 
in der Erwägung, dass der UN-Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der 
Frau (CEDAW) und der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen im August 2018 eine gemeinsame Erklärung abgegeben haben, in der 
sie betonten, dass der Zugang zu sicheren und legalen Abtreibungen sowie zu damit 
zusammenhängenden Dienstleistungen und Informationen wesentliche Aspekte der 
reproduktiven Gesundheit von Frauen seien, und die Länder aufforderten, von 
Rückschritten bei den sexuellen und reproduktiven Rechten von Frauen und Mädchen 
abzusehen;

I. in der Erwägung, dass in vielen Mitgliedstaaten Sexualität und die Gleichstellung der 
Geschlechter nicht Teil des Bildungsangebots sind und dieser Bildungsbereich demnach 
den internationalen Anforderungen, einschließlich der Standards der 
Weltgesundheitsorganisation für Sexualerziehung, nicht gerecht wird;

1. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich weiterhin 
entschieden für die Gleichstellung der Geschlechter und die Rechte der Frauen 
einzusetzen;

2. stellt fest, dass Art, Intensität und Auswirkungen der Gegenreaktionen in den einzelnen 
Ländern und Regionen unterschiedlich sind, und sich in einigen Fällen auf Rhetorik 
beschränken, während sie in anderen Fällen im Rahmen eines strategischen Ansatzes in 
Form von Maßnahmen und Initiativen konkretisiert worden sind;

3. ist der Auffassung, dass die rechtliche Verankerung der Rechte der Frauen nicht 
ausreicht, um die Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen;

4. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die internationalen Verpflichtungen anzunehmen und 
zu erfüllen und die Einhaltung der in ihren Grundgesetzen verankerten Grundsätze in 
Bezug auf die Grund- und Frauenrechte sicherzustellen;

5. betont, dass die Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen wichtiger denn 
je ist, da sich neben den anhaltenden Problemen, was die staatlichen Reaktionen betrifft, 
neue Formen der Gewalt verbreitet haben, darunter sexistische Hetze, 
Frauenfeindlichkeit und Online-Gewalt;

6. hält es für bemerkenswert, dass die Gegenreaktionen auf einem Übereinkommen 
aufbauen, das auf die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen abzielt, also einen 
Politikbereich, in dem es einen breiten Konsens gibt; ist daher besorgt, dass die 
Ablehnung der Norm der Null-Toleranz gegenüber Gewalt gegen Frauen darauf 
hindeutet, dass das Wesen der Grundsätze der Menschenrechte, der Gleichheit und der 
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Würde in Frage gestellt wird; fordert den Rat auf, den Beitritt zum Übereinkommen von 
Istanbul und seine vollständige Umsetzung durch die EU abzuschließen und sich für die 
Ratifizierung des Übereinkommens durch die Mitgliedstaaten einzusetzen;

7. bekundet seine nachdrückliche Unterstützung für die weit verbreiteten Initiativen, 
einschließlich Basisinitiativen, in deren Rahmen mit Unterstützung von 
Frauenorganisationen die Gleichstellung von Frauen und Männern gefordert wird;

8. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Kriterien für die Vergabe von Finanzmitteln an 
zivilgesellschaftliche Organisationen zu überprüfen, um sicherzustellen, dass sie 
unvoreingenommen sind und eine starke und vielfältige Zivilgesellschaft unterstützen;

9. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass ihre 
Mechanismen für die Verteilung, Überwachung und Bewertung von Finanzierungen 
gleichstellungsorientiert sind und den Problemen Rechnung tragen, mit denen 
bestimmte Organisationen bei Gegenreaktionen konfrontiert sind;

10. weist – vor dem Hintergrund der zunehmenden Arbeitslosigkeit sowie der Kürzungen 
bei den öffentlichen Diensten und Sozialleistungen, die zu einem Pflegenotstand führen, 
durch den Frauen weiter geschwächt werden – auf die verheerenden langfristigen 
Folgen hin, die die Sparmaßnahmen auf die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen 
und auf die Gleichstellung der Geschlechter haben;

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, Sparmaßnahmen und Kürzungen bei der Planung in 
Bezug auf die Gleichstellung der Geschlechter, bei öffentlichen Dienstleistungen und 
insbesondere bei der Bereitstellung der Gesundheitsversorgung im Bereich der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit einzustellen und umzukehren;

12. äußert seine Besorgnis darüber, dass die Gegner der reproduktiven Rechte und der 
Selbstbestimmung in erheblichem Maße auf nationales Recht und nationale Politik 
eingewirkt haben, um weitere Einschränkungen der Gesundheit und der reproduktiven 
Rechte von Frauen durchzusetzen;

13. empfiehlt den Mitgliedstaaten, dafür zu sorgen, dass alle jungen Menschen eine 
umfassende Sexualerziehung erhalten;

14. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission und dem Rat zu 
übermitteln.
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